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Mit Inkrafttreten des „Gesetzes zur verbesserten steuerlichen Berücksicht igung 
von Vorsorgeaufwendungen“  (Bürgerentlastungsgesetztes  Krankenversicherung – 
BürgEntlG KV vom 16.07.2009) kommt es seit  01.01.2010 einerseits im Rahmen der 
Veranlagung zur Einkommenssteuer zu einem deutlich höheren Sonderausgabenab-
zug sonstiger Vorsorgeaufwendungen und andererseits im Lohnsteuerabzugsverfah-
ren durch  die Vorsorgepauschale zu einer monatlichen steuerlichen Entlastung  der 
Steuerzahler. 
 
Das  BMF hat mit Schreiben vom 26. November 2013  - IV C 5 – S 2367/13/10001 zur 
Vorsorgepauschale im Lohnsteuerabzugsverfahren (§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 
und Absatz 4 EStG) – aktuelle Verfahrenshinweise gegeben und gleichzeitig die BMF-
Rundschreiben vom 14.12.2009 und 22.10.2010 aufgehoben. 
 
 
1. Bemessungsgrundlage für die Berechnung der Vorso rgepauschale im Lohn-

steuerabzugsverfahren (§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer  3 und Absatz 4 EStG, 
vgl. Anlage, Tz. 2)   

Die Bemessungsgrundlage für die Berechnung der Vorsorgepauschale ist der steuer-
pflichtige Arbeitslohn  des Beschäftigten. Sofern steuerfreies, aber sozialversiche-
rungspflichtiges Arbeitsentgelt, bezogen wurde (wie zum Beispiel bei einer Steuerfrei-
stellung nach einem Doppelbesteuerungsabkommen oder dem Auslandstätigkeitser-
lass), wird die Vorsorgepauschale nicht  gewährt. 
 
Die bei der Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge zu beachtende Gleitzone ist 
für die Ermittlung der Bemessungsgrundlage zur Berechnung der Vorsorgepauschale 
nicht maßgebend. Die Vorsorgepauschale wird auf die Beitragsbemessungsgrenzen 
begrenzt (2014: KV/PV: 48.600,00 € / jährlich; 4.050,00 € / monatlich; RV/AV West: 
71.400,00 € / jährlich; 5.950,00 € / monatlich; RV/AV Ost: 60.000,00 € / jährlich, 
5.000,00 € / monatlich).  
 
Die beim Lohnsteuerabzug zu berücksichtigende Vorsorgepauschale setzt sich aus 
folgenden Teilbeträgen zusammen: 
 

• Teilbetrag für die Rentenversicherung, 
• Teilbetrag für die gesetzliche Kranken- und soziale Pflegeversicherung und 
• Teilbetrag für die private Basiskranken- und Pflege-Pflichtversicherung. 

Ob die Voraussetzungen für den Ansatz der einzelnen Teilbeträge vorliegen, ist je-
weils gesondert zu prüfen. Die Teilbeträge sind getrennt zu berechnen . Die auf volle 
Euro  aufgerundete Summe ergibt dann die anzusetzende Vorsorgepauschale. 
 
Für Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge werden als Mindestvorsorgepau-
schale 12 % des steuerpflichtigen Arbeitslohns , höchstens 3000,00 € in der Steu-
erklasse  III , in den übrigen Steuerklassen höchstens 1900,00 €  berücksichtigt.    
Im Übrigen entspricht die Vorsorgepauschale bei sozialversicherungspflichtigen Be-
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schäftigten grundsätzlich der Summe aus den Kranken- und Pflegeversicherungsbei-
trägen (KV-Arbeitnehmeranteil  ohne Beitragsteile für das Krankengeld = ermäßigter 
Beitragssatz ) sowie dem abziehbaren Teil der Rentenversicherungsbeiträge. 
 
 
2. Berechnung der Vorsorgepauschale 
 

a) Teilbetrag für die Rentenversicherung (vgl. Anla ge, Tz. 3) 

Als Teilbetrag der Vorsorgepauschale für die Rentenversicherung wird in den Steuer-
klassen I bis VI auf der Grundlage des steuerpflichtigen Arbeitslohns – unabhängig 
von der Ermittlung der abzuführenden Rentenversicherungsbeiträge -  typisierend ein 
fingierter Arbeitnehmeranteil für die Rentenversicherung eines pflichtversicherten  
Beschäftigten berechnet. Dies geschieht deshalb, da hier die, durch das Altersein-
künftegesetz seit 2005, geltende Übergangsregelung Anwendung findet, nach der bis 
zum Jahr 2025 stufenweise auf die volle Abziehbarkeit der Beiträge zur Rentenversi-
cherung übergeleitet wird (§ 39b Abs. 4 EStG). 
 
Danach wird zuerst der Arbeitnehmeranteil am Rentenversicherungsbetrag  er-
rechnet und zwar durch die Anwendung des halben Beitragssatzes auf den steuer-
pflichtigen Arbeitslohns (2014: 50% von 18,90 % = 9,45 %). Dieser Betrag wird jedoch 
durch Anwendung der Übergangsregelung des § 39 Abs. 4 EStG nur mit folgenden 
Prozentsätzen angesetzt: 
 

• Im Kalenderjahr 2014 mit 56 % 
• Im Kalenderjahr 2015 mit 60 % 

Der Prozentsatz erhöht sich jährlich  um 4 %, so dass im Jahr 2025 der volle Arbeit-
nehmeranteil erreicht ist. 
 
 
Beispiel 1: 
 
Ein Beschäftigter, ledig, Steuerklasse I, rentenversicherungspflichtig hat ein Jahres-
bruttoeinkommen von 30.000,00 €. 
 
Der Teilbetrag für die Vorsorgeaufwendungen des Kalenderjahres 2014  errechnet 
sich wie folgt: 
 
9,45 % von 30.000,00 €   =  2.835,00 €;   2.835,00 € * 56,00 % =  1.587,60 € 
 
Vereinfachte Berechnung:   
 
56,00 % von 9,45 % = 5,292 %  => 5,292 % von 30.000,00 € = 1.587,60 € 
 
Der Teilbetrag für die Rentenversicherung ist nach oben durch die Beitragsbemes-
sungsgrenze begrenzt.   
 



4 

Für das Jahr 2014:  
 
im Rechtskreis West:  71.400,00 € * 5,292 %  = 3.778,49 € 
im Rechtskreis Ost:     60.000,00 € * 5,292 %  = 3.175,20 € 
 
Eine Aufrundung auf volle Euro erfolgt erst wenn alle Teilbeträge ermittelt worden 
sind. 
 
 

b) Teilbetrag für die gesetzliche Krankenversicheru ng (vgl. Anlage, Tz. 4) 

Der Teilbetrag für die gesetzliche Krankenversicherung wird bei Beschäftigten ange-
setzt, die in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) versichert sind, dies gilt so-
wohl für pflichtversicherte als auch für freiwillig in der GKV versicherte Beschäftigte. 
Der typisierte Arbeitnehmeranteil  ist auch anzusetzen bei Beschäftigten, die die anfal-
lenden Krankenversicherungsbeiträge in voller Höhe allein tragen müssen (z.B. freiwil-
lig in der GKV versicherte Beamte und Empfänger von Versorgungsbezügen). 
 
 
Beispiel 2: 
 
Ein Beschäftigter, Versicherungspflicht in allen Zweigen der Sozialversicherung, Steu-
erklasse I, ledig, Jahresbruttoeinkommen in 2014: 30.000,00 €  
 
7,90 % von 30.000,00 € =  2.370,00 € 
 
Dieser Teilbetrag darf nur dann angesetzt werden, wenn der Beschäftigte auch einen 
Beitragsteil zahlt. Ist dies nicht der Fall, kommt die Mindestvorsorgepauschale zum 
Ansatz. 
 
Nach oben hin ist der Teilbetrag zur gesetzlichen Krankenversicherung durch die Bei-
tragsbemessungsgrenze  begrenzt. Nach unten erfolgt eine Abdeckung durch die 
Mindestvorsorgepauschale. 
 
 

c) Teilbetrag für die gesetzliche Pflegeversicherun g (vgl. Anlage, Tz. 5)  

Der Teilbetrag zur gesetzlichen Pflegeversicherung wird bei den Beschäftigten ange-
setzt, die nach § 20 Abs. 1 SGB XI versicherungspflichtig in diesem Versicherungs-
zweig sind. 
 
Es ist der jeweils gültige Beitragssatz zu berücksichtigen, d.h., bei Beschäftigten ohne 
Kinder ist der Beitragszuschlag in Höhe von  0,25% hinzuzuaddieren (§ 55 Abs.3  
SGB X). 
 
 
 
 
 



5 

Beispiel 3: 
 
Ein kinderloser Beschäftigter, Versicherungspflicht in allen Zweigen der Sozialversi-
cherung, Steuerklasse I, Jahresbruttoeinkommen 2014: 30.000,00 €. 
 
 

Teilbetrag Versicherung s-
zweig 

Teilbetrag 
in € 

Rentenversicherung  1.587,60 € 
Krankenversicherung 2.370,00 € 
Pflegeversicherung 1,275 %    382,50 € 
Vorsorgepauschale insg e-
samt 

4.340,10 € 

Vorsorgepauschale geru n-
det 

4.341,00 € 

 
 
 
Beispiel 4: 
 
Ein Beschäftigter mit einem Kind, versicherungspflichtig in allen Zweigen der Sozial-
versicherung, Steuerklasse III, Jahresbruttoeinkommen 2014: 30.000,00 €. 
 
 

Teilbetrag Versicherung s-
zweig 

Teilbetrag 
in € 

Teilbetrag 
in € 

 
Rentenversicherung  

 
1.587,60 € 

 
1.587,60 € 

 
Krankenversicherung 

 
2.370,00 € 

 
 

3.000,00 €* 
 

 
Pflegeversicherung 1,025 % 
 

    
  307,50 € 

 
Vorsorgepauschale insge-
samt 

 
4.265,10 € 

 
4.587,60 € 

Vorsorgepauschale geru n-
det 

4.266,00 € 4.588,00 € 

 
 
*= Da die Summe der Teilbeträge Krankenversicherung und Pfleg eversicherung  
mit   2677,50 € niedriger ist als die Mindestvorsorgepauschale  bei Steuerklasse III 
(3.000,00 €), ist die Mindestvorsorgepauschale anzusetzen. 
 
Nach oben hin ist der Teilbetrag zur gesetzlichen Pflegeversicherung durch die Be-
tragsbemessungsgrenze  begrenzt. Nach unten erfolgt eine Abdeckung durch die 
Mindestvorsorgepauschale. 
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d) Teilbetrag für die private Basiskranken- und Pfl egepflichtversicherung 

(vgl. Anlage, Tz. 6 u. 6.1) 

Der Teilbetrag für die private Basiskranken- und Pflegepflichtversicherung wird bei 
Arbeitnehmern angesetzt, die nicht in der gesetzlichen Krankenversicherung und sozi-
alen Pflegeversicherung versichert sind. Basis der Berechnung  dieses Teilbetrags 
sind die dem Arbeitgeber vom Arbeitnehmer mitgeteilten privaten Basiskranken- 
und Pflegepflichtversicherungsbeiträge . 
 
Die mitgeteilten Beiträge privat versicherter Arbeitnehmer hat der Arbeitgeber im 
Rahmen des Lohnsteuerabzugs zu berücksichtigen. Einbezogen werden können Bei-
träge für die eigene private Basiskranken- und Pflege- Pflichtversicherung des Arbeit-
nehmers einschließlich der entsprechenden Beiträge für den mitversicherten, nicht 
dauernd getrennt lebenden, unbeschränkt einkommensteuerpflichtigen Ehegatten  
oder Lebenspartner und für mitversicherte Kinder, für die der Arbeitnehmer einen An-
spruch auf einen Freibetrag für Kinder (§ 32 Absatz 6 EStG) oder auf Kindergeld hat. 
 
Der Arbeitgeber kann  die Beitragsbescheinigung entsprechend ihrer zeitlichen Gül-
tigkeit beim Lohnsteuerabzug - auch rückwirkend - berücksichtigen. Bereits abgerech-
nete Lohnabrechnungszeiträume müssen nicht  nachträglich geändert werden. Dies 
gilt nicht nur, wenn die Beiträge einer geänderten Beitragsbescheinigung rückwirkend 
höher sind, sondern auch im Falle niedrigerer Beiträge. Im Hinblick auf die Bescheini-
gungspflicht des Arbeitgebers und die ggf. bestehende Veranlagungspflicht ist es nicht 
erforderlich, die unterbliebene Rückrechnung dem Finanzamt anzuzeigen (§ 41c Ab-
satz 4 EStG). 
 
Folgende Beitragsbescheinigungen des Versicherungsunternehmens im Rahmen des 
Lohnsteuerabzugs hat der Arbeitgeber zu berücksichtigen: 
 

• eine bis zum 31. März des Kalenderjahres vorgelegte Beitragsbescheinigung 
über die voraussichtlichen privaten Basiskranken- und Pflege-
Pflichtversicherungsbeiträge des Vorjahres, 

 
• eine Beitragsbescheinigung über die voraussichtlichen privaten Basiskranken- 

und Pflege- Pflichtversicherungsbeiträge des laufenden Kalenderjahres oder 
 

• eine Beitragsbescheinigung über die nach § 10 Absatz 2a Satz 4 Nummer 2 
EStG übermittelten Daten für das Vorjahr. 

 
Eine dem Arbeitgeber vorliegende Beitragsbescheinigung ist auch im Rahmen des 
Lohnsteuerabzugs der Folgejahre (weiter) zu berücksichtigen, wenn keine neue Bei-
tragsbescheinigung vorgelegt wird.  
 
Sofern dem Arbeitgeber keine Beitragsbescheinigung des Beschäftigten vorgelegt 
wird, ist die Mindestvorsorgepauschale anzusetzen. 
 
Das BMF-Schreiben vom 26.11.2013 ist als Anlage beigefügt. 
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Mein Rundschreiben InnSport  I Nr. 4 /2010 wird hiermit aufgehoben. 
 
Ich bitte um Beachtung. 
 
Im Auftrag 
 

Mayr 
 


